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Gemeinde Burggen ) Landkreis Weilheim-Schongau
Bebauungsplan ,Schwarzkreuzstrafle-Lechhalde”, 1. Anderung geméf § 13 BauGB

Satzung der Gemeinde Burggen )
for den Bebauungsplan ,Schwarzkreuzstrafie-Lechhalde”, 1. Anderung geméf3 § 13

BauGB
mit integriertem Grinordnungsplan

Aufgrund
e der 8§ 2 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB),
e des Art. 23 der Gemeindeordnung fir den Freistaat Bayern (GO),
e der Bayerischen Bauordnung (BayBO),
e der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (BauNVO),
e der 5. Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitpldne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung — PlanZV),
e des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG),

in der jeweils gUltigen Fassung erl@sst die Gemeinde Burggen folgende Satzung:

§ 1 Raumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt am &stlichen Rand der Ortslage Burggen, im Bereich des urspringli-
chen Bebauungsplanes ,Schwarzkreuzstrafle-Lechhalde”. Es liegt stdlich der Schwarzkreuzstrafle, einer Haupt-
verbindungsstrafie Burggens, und westlich des den vorgenannten Bebauungsplan erschlieBenden Rémerweges.

Das Plangebiet beinhaltet das Grundstiick mit der FI. Nr. 1632/9, Gemarkung Burggen.
Das Plangebiet weist eine Gréfe von ca. 0,07 ha auf. MaBgeblich ist die Bebauungsplanzeichnung.

Dem Bebauungsplan werden keine Ausgleichsfléchen zugeordnet. Es wird das vereinfachte Verfahren gemdf3
& 13 BauGB angewandt, da es sich hier um eine geringfigige Anderung eines bestehenden Bebauungsplanes
handelt. Durch diese erfolgt kein neuer Eingriff, eine Ausgleichsfléche ist daher nicht erforderlich.

8§ 2 Bestandteile der Satzung

Die Satzung besteht aus den folgenden textlichen Festsetzungen, jeweils in der Fassung vom 04.04.2024. Der
Satzung ist eine Begrindung, ebenfalls in der Fassung vom 04.04.2024, beigefugt.

§ 3 Umfang der Anderungen

3.1. Es dndert sich im Vergleich zum urspringlichen Bebauungsplan ,SchwarzkreuzstraBe-Lechhalde” die Plan-
zeichnung im Geltungsbereich der gegenstandlichen 1. Anderung.

3.2. Dariber hinaus éndern sich im Textteil des urspriinglichen Bebauungsplanes ,Schwarzkreuzstrafie-Lech-
halde” die nachfolgenden textlichen Festsetzungen:

*  Der Punkt 3.3 unter ,§ 3 Maf3 der baulichen Nutzung” im Abschnitt ,Il. Satzung (Festsetzungen
durch Text)” der urspringlichen Satzung wird durch nachfolgende Festsetzungen ersetzt:

#Als Hochstmaf fir die Wandhshe (WH) des Hauptgebéudes gilt an der hang- bzw. nordseitigen
Gebdudefassade (WH hangseitig) eine Hohe von 6,1 m.

Des Weiteren ist die traufseitige Wandhéhe der tal- bzw. sidseitigen Gebéudefassade (WH talseitig)
auf ein Héchstmafl von 6,7 m begrenzt.”

*  Der Punkt 3.5 unter ,§ 3 Maf3 der baulichen Nutzung” im Abschnitt ,II. Satzung (Festsetzungen
durch Text)” der urspringlichen Satzung wird durch nachfolgende Festsetzungen ersetzt:

+Sockelhéhe: Die Oberkante FertigfuBboden Erdgeschoss (OK FFB EG) darf max. 1,4 m ber dem
natirlichen Gelénde, gemessen an der hang- bzw. nordseitigen Fassadenmitte liegen.”

e DerPunkt 11.1.1 unter ,§ 11 Geldndeverdnderungen — Aufschittungen und Abgrabungen” im Ab-
schnitt ,II. Satzung (Festsetzungen durch Text)” der urspriinglichen Satzung wird ergénzt und lautet
nun:

+Abgrabungen zur Freilegung bzw. zur teilweisen Freilegung von Kellern / Keller- bzw. Unterge-
schossen sind unzuldssig. Ausnahmsweise sind Abgrabungen zur Freilegung einer Kellertire zulds-

“

sig.

3.3. Die Ubrigen textlichen Festsetzungen des urspringlichen Bebauungsplanes ,Schwarzkreuzstrafie-Lechhal-
de” bleiben bestehen.
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8§ 4 Inkraftireten

Die Bebauungsplan ,SchwarzkreuzstraBe-Lechhalde”, 1. Anderung gemdB § 13 BauGB , bestehend aus der
Satzung, der Planzeichnung und der Begrindung, jeweils in der Fassung vom 04.04.2024, tritt mit der Bekannt-
machung in Kraft.

Burggen, den

Sandra Brend|-Wolf, Erste Birgermeisterin
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Begrindung

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Plangebietes liegt am &stlichen Rand der Ortslage Burggen, im Bereich des urspringli-
chen Bebauungsplanes ,Schwarzkreuzstrafie-Lechhalde”. Es liegt sidlich der Schwarzkreuzstrafie, einer Haupt-
verbindungsstrafie Burggens, und westlich des den vorgenannten Bebauungsplan erschlieBenden Rémerweges.

Das Plangebiet beinhaltet das Grundstick mit der FI. Nr. 1632/9, Gemarkung Burggen.

Das Plangebiet weist eine Gréfie von ca. 0,07 ha auf. Die genaue Lage des Plangebietes ist der Bebauungs-
planzeichnung zu entnehmen (siehe auch Abbildung 1).

Dem Bebauungsplan werden keine Ausgleichsfldchen zugeordnet. Es wird das vereinfachte Verfahren gemaf §
13 BauGB angewandt, da es sich hier um eine geringfigige Anderung eines bestehenden Bebauungsplanes
handelt. Durch diese erfolgt kein neuer Eingriff, eine Ausgleichsfléche ist daher nicht erforderlich.

{ |

Abbildung 1: Lageplan der gegensténdlichen Bauleitplanung, unmaBstéblich

2._ Veranlassung
2.1. Anlass der Planung

Im Bereich des bestehenden Bebauungsplanes ,Schwarzkreuzstrale-Lechhalde” sollen im Bereich eines Bau-
grundstiickes ginstigere Voraussetzungen fir dessen Bebauung geschaffen werden. Notwendig ist dies, weil im
Bereich des zugrundeliegenden Bebauungsplanes durchschnittlich 10 % Geléndeneigung vorhanden sind, im
Bauplatz der gegensténdlichen Anderung jedoch 14 % - 15 %. Dadurch sind die Festsetzungen des urspringli-
chen Planes, obwohl sie der Héhenentwicklung im Baugebiet ausfihrlich Rechnung tragen, fur dieses spezielle
Grundstick schwer anwendbar. So muss die Flache fir Nebenanlagen, Stellplétze, Garagen und Gemein-
schaftsanlagen auf diesem Grundstiick an die Nordgrenze des Grundstiicks verlegt werden, um dort eine Gara-
ge zu erméglichen. So kann deren Befahrbarkeit auch bei dem stark abfallenden Gelénderelief gewdhrleistet
werden. Dariber hinaus missen die maximal zuldssige Sockelhéhe sowie die maximal zul@ssigen hang- und tal-
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seitigen Wandhdhen geringfigig erhéht werden. Damit wird ein Gebéude erméglicht, dass sich in seiner Kuba-
tur nur wenig von den bisher méglichen Bauten im gesamten Baugebiet unterscheidet, aber den Geléndebedin-
gungen besser angepasst ist.

3. Verdnderungen im Vergleich zum urspriinglichen Plan

An der Planzeichnung werden Anpassungen vorgenommen, um den geplanten Anbau zu erméglichen. So wer-
den die als zu pflanzend festgesetzten Béume zweiter Ordnung aus dem urspriinglichen Bebauungsplan in die
gegensténdliche Planzeichnung Ubertragen, wobei einer der zu pflanzendem B&ume einen im urspringlichen
Plan als zu erhaltend festgesetzten Baum ersetzt, der allerdings nicht mehr existiert.

Des weiteren werden in der Planzeichnung und der Satzung die Festsetzungen zur Gebdudehdhe angepasst.
Statt einer maximalen hangseitigen Wandhéhe von 5,50 m und einer maximalen talseitigen Wandhshe von
6,50 m wird nun eine maximale Wandhéhe von 6,1 m (hangseitig) und 6,7 m (talseitig) festgesetzt. Auch damit
wird dem steileren Relief im Plangebiet der gegensténdlichen Anderung Rechnung getragen.

Dariber hinaus wird in der Satzung des urspringlichen Bebauungsplanes die Festsetzung der Sockelhéhe ange-
passt. Diese war im urspringlichen Bebauungsplan auf maximal 0,8 m Gber der natirlichen Geléndeoberkante
an der nordseitigen Fassadenmitte festgesetzt. Fir die gegensténdliche Anderung wird eine Sockelhéhe von ma-
ximal 1,4 m Uber dem natirlichen Gelénde, gemessen an der hang- bzw. nordseitigen Fassadenmitte, zugelas-
sen. Auch dies ist dem starken Gefélle auf dem gegenstdndlichen Bauplatz geschuldet. Dadurch kann der So-
ckel des Hauses etwas héher im Gelénde positioniert werden. Das bedeutet, dass auch die geplante Garage,
welche auf gleicher Héhe errichtet werden soll, héher im Gelénde liegt und damit die Zufahrt von Garage zu
StraBBe nicht mehr GbermaBig steil ausfallt.

Zuletzt werden noch die Festsetzungen fir Abgrabungen im Plangebiet dahingehend prézisiert, dass eine

Die sonstigen Festsetzungen des urspringlichen Bebauungsplanes ,Schwarzkreuzstrafie-Lechhalde” bleiben be-
stehen.

4. Planungsrechtliche Voraussetzungen / Fléchennutzungsplan

Die Gemeinde Burggen verfigt Uber einen wirksamen Fldchennutzungsplan, dessen 2. Anderung am
15.02.2001 vom Landratsamt Weilheim-Schongau genehmigt wurde. In dieser Anderung ist die Flache der ge-
gensténdlichen Bauleitplanung derzeit noch als Fléche fir die Landwirtschaft dargestellt, vgl. untenstehende Ab-
bildung 2. Der Flachennutzungsplan wird allerdings noch infolge des urspriinglichen Bebauungsplanes
LSchwarzkreuzstrafe-Lechhalde” berichtigt und das Areal des Baugebietes als Wohnbaufléche dargestellt. Dies
ist méglich, da der urspringliche Plan gemdf § 13b BauGB i. V. m. § 13a BauGB aufgestellt wurde. In diesem
Fall kann der Fléchennutzungsplan im Zuge der Berichtigung angepasst werden. Da also das Plangebiet der ge-
genstandlichen 1. Anderung infolge der zugrundeliegenden Planung noch als Wohnbaufléche dargestellt wird,
ist eine Anderung des Flachennutzungsplanes fir die gegensténdliche Planung nicht notwendig.
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Abbildung 2: Ausschnitt des Flédchennutzungsplanes der Gemeinde Burggen im Bereich der gegenstdndlichen Bauleitpla-
nung, unmafstéblich

5. Grinordnung / Biotope / Ausgleichsregelung

5.1. Grinordnung

Die bisherige Grinordnung aus dem zugrundeliegenden Bebauungsplan ,Schwarzkreuzstraie-Lechhalde” bleibt
bestehen. Sie wird durch die gegensténdliche Planung nicht beeintréchtigt. Sie sieht im Wesentlichen eine gért-
nerische Gestaltung der nicht bebauten Fléchen vor. Es sind zu pflanzende B&ume festgesetzt, die an denselben
Standorten wie im urspriinglichen Bebauungsplan vorgesehen sind. Einer der zu pflanzenden B&ume ersetzt ei-
nen im urspringlichen Plan als zu erhaltend festgesetzten, aber aktuell nicht mehr vorhandenen Baum. Fir
Pflanzungen ist gemafB zugrundeliegender Bebauungsplansatzung autochthones Pflanzgut von standortheimi-
schen Arten zu verwenden.

5.2. Biotope

Im ndheren Umfeld des Geltungsbereichs finden sich keine Biotope. Diesbeziglich ist nicht von einer Beein-
trdchtigung der Planung auszugehen.

5.3. Ausgleich

Es wird das vereinfachte Verfahren gemdB § 13 BauGB angewandt, da es sich hier um eine geringfiigige Ande-
rung eines bestehenden Bebauungsplanes handelt. Durch diese erfolgt kein neuer Eingriff, eine Ausgleichsfléche
ist daher nicht erforderlich.

Zwar macht der § 13 BauGB den Ausgleich nicht per se obsolet, wie dies bei der Anwendung des § 13a BauGB
der Fall ist. Die gegensténdlichen geringfigigen Anderungen betreffen jedoch nur eine minimale Erhéhung der
Wand- und Sockelhdhen auf einem einzigen Grundstiick des urspriinglichen Bebauungsplanes ,Schwarzkreuz-
straBe-Lechhalde”, dazu Regelungen zur Zuléssigkeit einer geringfigigen Abgrabung im Bereich von Kellertiren.
Diese Anderungen bedeuten jedoch keinen zusétzlichen Eingriff im Plangebiet, zumal auch die Baugrenze sowie
die Flache fir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen etc. unveréndert geblieben ist.

Im zugrundeliegenden Bebauungsplan ,SchwarzkreuzstraBe-Lechhalde”, der nach § 13b BauGB i. V. m. §

13a BauGB aufgestellt wurde, wurde bereits auf die Ausgleichsthematik Bezug genommen. Dazu wurde unter
Punkt 7.1 Umweltbericht und Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung der Begriindung des ur-
springlichen Planes wie folgt vermerkt:
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Die Aufstellung des Bebauungsplanes wird im sog. Beschleunigten Verfahren gemdf3 §§ 13 b i.Vm. 13 a BauGB durch-
gefihrt. Folglich wird aufgrund §§ 13 b i.Vim. 13 a Abs. 2 Nr. 1 und 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB und § 13 a Abs. 3 Nr.7
BauGB sowohl von einer Umweltorifung gemdB3 § 2 Abs. 4 BauGB und einem Umweltbericht gemdéfB § 2a BauGB als
auch von einer Durchfihrung der Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemdB § 13a Abs. 2 Nr. 4
BauGB abgesehen bzw. sind diese in Verbindung mit dem gegensténdlichen Bauleifolanvorhaben nicht erforderlich. ”

Dennoch wurden im urspriinglichen Bebauungsplan ca. 2.200 m2 Ausgleichsfléche festgesetzt, die dem ge-
meindlichen Okokonto zugeschrieben wurden, da fur die Planung selbst keine AusgleichsmaBnahmen notwen-
dig waren. Auch wenn der § 13b aktuell nicht mehr Gegenstand des Baugesetzbuches ist, so ist der zugrundelie-
gende Plan doch nach der damals giltigen Rechtslage aufgestellt worden und die Eingriffe, die auf Grund der
Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zu-
lgssig. Da durch die gegensténdliche Anderung, wie oben aufgefihrt, kein weiterer Eingriff erfolgt, sind Aus-
gleichsmaBnahmen aufgrund dieser Anderung nicht erforderlich.

6. Gestaltung der unbebauten Fléchen / Oberfléchengestaltung

Es bleiben die Festsetzungen der urspringlichen Satzung weitgehend bestehen, die vorgeben, dass der natirli-
che Geldndeverlauf weitgehendst zu erhalten ist. Er darf nur in dem zur Durchfihrung des Bauvorhabens erfor-
derlichen Ausmaf} ausgefihrt werden. Verdnderungen des natirlichen Geléndes sind auf den fir die Integration
der Gebdude und befestigten Freifléchen notwendigen Umfang sowie auf erforderliche Angleichungen an den
Grundsticksgrenzen zu beschrédnken. Abgrabungen zur Freilegung bzw. zur teilweisen Freilegung von Kellern
bzw. Untergeschossen sind unzuléssig.

Ausnahme zum urspriinglichen Bebauungsplan sind die nun teilweise zuléssigen Abgrabungen fir Kellertiren.
Damit soll erméglicht werden, dass unterkellerte Garage geschaffen und das Kellergeschoss gesondert betreten
werden kann, vgl. untenstehende Abbildung 3 des geplanten Vorhabens.

Dariber hinaus sind beim Hauptgebdude Abgrabungen bis max. 1,0 m des natirlichen Geléndes zur Freile-
gung sowie teilweisen Freilegung der tal- bzw. sidseitigen Gebdudefassade zuldssig. Ein Héchstmaf} von 6,7 m
der Gesamt-Wandh&he der tal- bzw. sidseitigen Gebdudefassade, gemessen zwischen der Oberkante (OK) der
Geléndeabgrabung bis zum Schnittpunkt der traufseitigen Aulenwand mit der Oberkante der Dachhaut, darf
dabei allerdings nicht Gberschritten werden.

Damit sind die im Gebiet der gegenstandlichen 1. Anderung notwendigen Geldndemodellierungen méglich. Es
ist geplant, an der Nordseite des Gebéudes das Geldnde an die Oberkante des Erdgeschosses aufzufillen. Das
ist notwendig, um die Befahrbarkeit der Garage zu erméglichen, vgl. untenstehende Abbildung 4. Dies ist abge-
deckt durch die Festsetzung der urspringlichen Satzung, ,Verénderungen des natirlichen Geléndes sind auf den
for die Integration der Gebdude und befestigten Freifldchen notwendigen Umfang [...] zu beschrénken”, welche
ihre Giltigkeit behalt. Dariber hinausreichende Festsetzungen werden angesichts der Bestandsbebauung auf
dem Grundstiick daher nicht als notwendig erachtet.

Abbildung 3: Schematische, unverbindliche Darstellung des geplanten Gebdudes mit natirlichem Geldnde (links) und ge-
planten Geléndemodellierungen (rechts), Blick von Siid-West. Abgrabungen zur Freilegung der Garagen-Kellertire.
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Abbildung 4: Schematische, unverbindliche Darstellung des geplanten Gebdudes mit natirlichem Gelénde (links) und ge-
planten Geléndemodellierungen (rechts), Blick von Nord-Ost. Auffillung des Geléindes zu Garagenzufahrt und Haustire.

7. Altlasten / Bodenschutz

Altlasten:
Es liegen keine Hinweise auf Altlasten vor.

Schutzgut Boden:

Die Versiegelung des Bodens ist gering zu halten. Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten
anfallt, ist entsprechend der abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgemaf und schadlos zu
entsorgen. HierGber sind Nachweise zu fihren und dem Landratsamt auf Verlangen vorzulegen.

8. Denkmalschutz

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und in seiner direkten Nachbarschaft befinden sich keine Bau- oder
Bodendenkmadler. Ca. 30 m nordéstlich des gegenstéindlichen Geltungsbereiches befindet sich ein kartiertes Bo-
dendenkmal, Aktennummer D-1-8230-0003, beschrieben als kleines Reihengréberfeld des frihen Mittelalters.
Auf dieses soweit die ebenfalls in der néhe liegenden Teilstiicke einer Strafle der rémischen Kaiserzeit, der Via-
Claudia, ist allerdings bereits im zugrundeliegenden Bebauungsplan hingewiesen worden. Da durch die gegen-
stéindliche Bebauungsplanédnderung lediglich geringfigige Anderungen an der Bebaubarkeit des betroffenen
Grundstiicks vorgenommen werden, ist hier keine Beeintréchtigung der Denkmaéiler durch die Planung zu erwar-
ten.

Es wird dennoch ausdriicklich darauf hingewiesen, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmadler der
Meldepflicht gemé&B Art. 8 Abs. 1 — 2 DSchG unterliegen, siehe auch nachfolgende Zitate des Art. 8 Abs. 1 und
2 BayDschG.

LA 8 Abs. 1 BayDSchG:

Wer Bodendenkmdler auffindet, ist verpflichtet, dies unverziglich der Unteren Denkmalschutzbehdrde oder dem Landes-
amt fir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sich auch der Eigentimer und der Besitzer des Grundsstiicks,
sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefihrt haben. Die Anzeige eines der Verpflichte-
fen befreit die Gbrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund gefihrt haben, aufgrund eines Arbeitsver-
hdltnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstinde und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverdndert
zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehérde die Gegensiénde vorher freigibt oder die Fortsetzung der Ar-
beifen gestatiet.”

Zu verstandigen ist das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8,
86672 Thierhaupten, Tel. 08271/8157-38; Fax 08271/8157-50; E-Mail:
DST_Thierhaupten@blfd.bayern.de oder die zusténdige untere Denkmalschutzbehérde.

9. Energieversorgung / Telekommunikation

Die LEW Verteilnetz GmbH und die Deutsche Telekom werden am Vorhaben beteiligt.
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10. Kartengrundlage

Es wurde die vom Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung zur Verfigung gestellte amtliche digitale
Flurkarte verwendet.

Kaufbeuren, Gemeinde Burggen, den
Thomas Haag, Stadtplaner Sandra Brend|-Wolf, Erste Birgermeisterin
(Anlagen:)

Entwurf i.d.F vom 04.04.2024 Seite 9 von 9



	§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
	§ 2 Bestandteile der Satzung
	§ 3 Umfang der Änderungen
	§ 4 Inkrafttreten
	2.1. Anlass der Planung
	5.1. Grünordnung
	5.2. Biotope
	5.3. Ausgleich


